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Drucksache 3501 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Mai 1957 

6 — 52313 — 2127/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Biersteuergesetzes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 3. Mai 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. Er behält sich jedoch vor, bei 
seiner endgültigen Stellungnahme die zwischen der Bundesregierung 
und Hamburg strittige Frage zu prüfen, ob der Zollanschlußvertrag 
vom 25. Mai 1881 zwischen dem Deutschen Reich und der Freien 
und Hansestadt Hamburg dem Gesetz entgegenstehe. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Biersteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Biersteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 149) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 erhält die folgende Fassung: 

„Gegenstand der Biersteuer 
§ 1 

Bier, das im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes mit Ausnahme der Zollausschlüsse 
(Erhebungsgebiet) hergestellt oder in das 
Erhebungsgebiet eingeführt wird, unter- 
liegt einer Abgabe (Biersteuer). Die Bier- 
steuer ist eine Verbrauchsteuer im Sinne 
der Reichsabgabenordnung. “ 

2. Die Überschrift des § 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Steuerschuld bei Herstellung im 
Erhebungsgebiet." 

3. § 2 Abs. 3, § 4 und § 6 Abs. 2 werden ge- 
strichen. Der bisherige Absatz 3 des § 6 
wird Absatz 2. 

4. Nach § 6 wird folgender § 6 a neu ein- 
gefügt: 

„Steuerschuld bei Einfuhr in das 
Erhebungsgebiet 

§ 6a 

(1) Bei der Einfuhr von Bier in das Er- 
hebungsgebiet gelten für die Entstehung 


der Steuerschuld, für die Person des Steuer- 
schuldners, für den für die Bemessung der 
Steuerschuld maßgebenden Zeitpunkt, für 
die Fälligkeit und die Tilgung der Steuer- 
schuld und für das Steuerverfahren die 
Vorschriften für Zolle entsprechend. Zah- 
lungsaufschub ist unzulässig. 

(2) Bier ist von der Steuer befreit, wenn 
es unter Voraussetzungen in das Er- 
hebungsgebiet eingeführt wird, unter 
denen nach § 69 Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des 
Zollgesetzes Einfuhrzoll nicht erhoben 
wird. 

(3) Bier, das in das Erhebungsgebiet ein- 
geführt wird, ist mit dem höchsten Staffel- 
satz für das im Erhebungsgebiet herge- 
stellte Bier mit entsprechendem Stamm- 
würzegehalt zu versteuern. Das gilt auch 
für Bier, das nach § 7 Abs. 2 steuerfrei aus- 
geführt worden ist." 

5. In § 8 erhält der zweite Halbsatz folgende 
Fassung: 

„wird die Biersteuer nach näherer Bestim- 
mung des Bundesministers der Finanzen 
erstattet." 

6. § 12 Abs. 2 wird gestrichen. Die bisherigen 
Absätze 3 bis 5 des § 12 werden Absätze 
2 bis 4. 

7. § 19 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Zuwiderhandlungen gegen § 10 werden 
nach § 413 der Reichsabgabenordnung be- 
straft, soweit die Tat nicht nach anderen 

Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht 
* . « 
ist. 
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8. In § 23 wird der Hinweis auf § „4“ ersetzt 
durch „6 a Abs. 3“. 

9. Nach § 24 wird folgender § 25 neu ein- 
gefügt: 

„Durchführung 
§ 25 

(1) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnung 

1. die in den §§ 1, 2, 3 und 9 verwendeten 
Begriffe zu erläutern, in den Freihäfen 
den Verbrauch von unversteuertem Bier 
zu verbieten und Zollausschlüsse (§ 5 des 
Zollgesetzes) in das Erhebungsgebiet ein- 
zubeziehen, 

2. das Nähere über die Gewährung der 
Steuerermäßigung für Hausbrauer (§ 3 
Abs. 1), die Entrichtung der Steuer (§ 6), 
die steuerliche Behandlung von Bier bei 
der Einfuhr (§ 6 a) und die Zubereitun- 
gen (§ 11) anzuordnen, sowie Bestim- 
mungen über das anzuwendende Verfah- 
ren zu erlassen, 

3. die Vorschriften zur Durchführung der 
§§ 12 bis 16 und 21 Abs. 1 zu erlassen 
und die in §§ 191 und 192 der Reichs- 
abgabenordnung vorgesehenen Bestim- 
mungen zu treffen, 

4. die in den § 2 Abs. 1 Satz 2, § 3 Abs. 3 
Satz 2, § 5 Satz 1, § 7 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 2, § 8, § 9 Abs. 5 und Abs. 8 Satz 2, 


§ 10 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2, 
§ 12 Abs. 3 Satz 2, § 14 Abs. 4, § 16 
Satz 3, § 21 Abs. 2 und § 24 Satz 1 vor- 
gesehenen Durchführungsvorschriften zu 
erlassen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, den Wortlaut des Bier- 
steuergesetzes und der zu diesem Gesetz 
erlassenen Durchführungsverordnungen in 
der jeweils geltenden Fassung mit neuem 
Datum, unter neuer Überschrift und in 
neuer Paragraphenfolge' bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. “ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 
Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Zollgesetz vom 20. Marz 1939 (RGBl. I 
S. 529) ist durch das Gesetz zur Änderung 
des Zollgesetzes, des Zolltarifgesetzes und des 
Mineralölsteuergesetzes (Drittes Zollände- 
rungsgesetz) vom 9. August 1956 (BGBl. I 
S. 735) in einigen wesentlichen Punkten geän- 
dert worden. Da die Vorschriften des Zoll- 
rechts auch bei der Einfuhr von Bier in das 
Bundesgebiet entsprechend angewendet wer- 
den, machen grundlegende Änderungen des 
Zollgesetzes auch eine Ergänzung des Bier- 
steuergesetzes erforderlich. Die Vorschriften 
des Mineralölsteuergesetzes, die für die Er- 
hebung der Steuer bei der Einfuhr von 
Mineralöl gelten, sind bereits im Rahmen des 
Dritten Zolländerungsgesetzes den neuen 
zollrechtlichen Bestimmungen angepaßt wor- 
den. Die entsprechende Regelung der übrigen 
Verbrauchsteuergesetze war einem beson- 
deren Gesetz Vorbehalten worden (vgl. Be- 
gründung zu Artikel 3 des Dritten Zollände- 
rungsgesetzes — Drucksache 2147). Diese Er- 
gänzung auf dem Gebiet der Biersteuer ist 
einer der Zwecke des vorgelegten Gesetzes. 
Außerdem sollen Gliederung und Wortlaut 
des Biersteuergesetzes, soweit dies möglich ist, 
den anderen Verbrauchsteuergesetzen ange- 
paßt werden, um auf diese Weise das gesamte 
Verbrauchsteuerrecht zu vereinheitlichen und 
zu vereinfachen. Weiter werden dem Bundes- 
minister der Finanzen Ermächtigungen erteilt, 
um durch Rechtsverordnungen mit Zustim- 
mung des Bundesrates Verfahrensfragen zu 
regeln und die Durchführungsbestimmungen 
zum Biersteuergesetz im Bedarfsfall ändern zu 
können. 


II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Nr. 1: Durch die Neufassung wird nach dem 
Vorbild des Mineralölsteuergesetzes vom 
21. Mai 1953 (BGBl. I S. 234) und des Fünf- 
ten Gesetzes zur Änderung des Zuckersteuer- 
gesetzes vom 26. März 1956 (BGBl. I S. 131) 
die Rechtsgrundlage dafür geschaffen, auch 
für das aus der sowjetischen Besatzungszone 
in das Gebiet der Bundesrepublik verbrachte 
Bier die Biersteuer zu erheben. Da die be- 
satzungsrechtlichen Anordnungen hierüber 
überholt sind, ist eine gesetzliche Neuregelung 


unerläßlich, zumal in der sowjetischen Be- 
satzungszone und in Ost-Berlin für Bier, das 
im innerdeutschen Handel aus der Bundes- 
republik nach dort eingebradit wird, die 
Biersteuer nach den dortigen Vorschriften er- 
hoben wird. Die Neuregelung hat außerdem 
für die Brauereien der Bundesrepublik den 
Vorteil, ihrerseits Bier in die sowjetische Be- 
satzungszone und nach Ost-Berlin steuerfrei 
liefern zu können. 

Für die übrigen Verbrauchsteuergesetze ist 
eine gleiche Regelung vorgesehen. Die An- 
passung an das Mineralölsteuergesetz und das 
Zuckersteuergesetz erleichtert den Interzonen- 
handel. 

Nr. 2: Die Änderung der Überschrift dient 
der Klarstellung und hat nur redaktionelle 
Bedeutung. 

Nr. 3 und 4: Bei der Einfuhr von verbrauch- 
steuerbaren Waren gelten u. a. für die Ent- 
stehung der Steuerschuld und die Steuer- 
befreiungen die entsprechenden Vorschriften 
des Zollrechts. Durch das Dritte Zollände- 
rungsgesetz sind die Zollbefreiungen des § 69 
Abs. 1 des Zollgesetzes erweitert worden. Die 
entsprechende Anwendung der Zollvorschrif- 
ten für Rückwaren, Bearbeitungs- und Ver- 
arbeitungsverkehre in Freihäfen und passive 
Veredelungsverkehre (§ 69 Abs. 1 Nr. 39 ff. 
des Zollgesetzes) auf die Biersteuer muß aus- 
geschlossen werden. Sonst könnte Bier, das 
steuerfrei ausgeführt oder in einem Freihafen 
hergestellt worden ist, bei seiner Einfuhr' 
nicht der Biersteuer unterworfen werden, so- 
weit die Zollbefreiung darauf zutrifft. Die 
vorgesehene Beschränkung der Zollbefreiungs- 
vorschriften im Biersteuergesetz auf § 69 
Abs. 1 Nr. 1 bis 38 des Zollgesetzes tragt 
diesen Erfordernissen Rechnung. 

Die bei der Einfuhr von Bier geltenden Be- 
stimmungen sind im Biersteuergesetz über 
mehrere Paragraphen verstreut. Zur Verein- 
fachung werden diese Bestimmungen nun- 
mehr in einem besonderen Paragraphen zu- 
sammengefaßt. 

Nr. 5: Durch die Neufassung wird der Wort- 
laut den anderen Verbrauchsteuergesetzen 
angepaßt. 

Nr. 6: Die Änderung dient der Verwaltungs- 
vereinfachung. 

Nr. 7: Die Neufassung beruht auf der Ände- 
rung des § 413 der Reichsabgabenordnung 
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durch das Gesetz zur Änderung von Vor- 
schriften des Dritten Teiles der Reichs- 
abgabenordnung vom 11. Mai 1956 (BGBl. I 
S. 418). 

Nr. 8: Die Änderung beruht auf der Strei- 
chung des § 4 und seine Aufnahme in § 6 a 
Abs. 3 Satz 1 (vgl. Absatz 2 der Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 3 und 4). 

Nr. 9: Die Recht sverordnung zur Durch- 
führung des Biersteuergesetzes ist früher im 
wesentlichen auf Grund des § 12 der Reichs- 
abgabenordnung erlassen worden. Nachdem 
diese Vorschrift durch das Gesetz zur Än- 
derung von einzelnen Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung usw. vom 11. Juli 
1953 (BGBl. I S. 511) gestrichen ist, ist es 
nicht mehr möglich, durch Rechtsverordnung 
die für die Erhebung der Biersteuer und die 
Steueraufsicht erforderlichen Verfahrensvor- 
schriften zu ändern oder zu ergänzen. Der 
§ 25 gibt dem Bundesminister der Finanzen 
nunmehr die hierfür fehlende Ermächtigung. 
Gleiche Ermächtigungen befinden sich bereits 
im Mineralölsteuergesetz, Zuckersteuergesetz 
und Zündwarensteuergesetz. Für die übrigen 


Verbrauchsteuergesetze ist eine gleiche Rege- 
lung vorgesehen. 

Zur Klarstellung der Rechtslage ist es zweck- 
mäßig, in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
auszusprechen, daß der Bundesminister der 
Finanzen gewisse Regelungen, zu denen er 
nach dem Biersteuergesetz ermächtigt ist, 
durch Rechtsverordnung zu treffen hat, und 
daß er den jeweils geltenden Wortlaut des 
Biersteuergesetzes und der dazu erlassenen 
Durchführungsverordnungen unter Beseiti- 
gung von Unstimmigkeiten des Wortlauts 
bekanntgeben darf. 

Zu Artikel 2 

Da Berlin zum Finanzsystem des Bundes 
gehört, muß das Gesetz zur Änderung des 
Biersteuergesetzes auch in Berlin gelten. Das 
gleiche gilt für die zu erlassenden Rechts- 
verordnungen. 

Zu Artikel 3 

Das Gesetz gilt nach Artikel 15 des Saarver- 
trages nicht im Saarland. 
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